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Die Publikation beschreibt Grundsätze, Notwendigkeit, Ziele und 
Umsetzung der Generationenpolitik. Die Schweizerische Akademie 
der Geistes- und Sozialwissenschaften nennt drei zentrale Ziele: die 
Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbstätigkeit, die aktive Beteili-
gung aller Generationen am gesellschaftlichen Leben und damit die 
Überwindung einer je länger je weniger haltbaren Zuweisung und 
Bindung von Handlungsmöglichkeiten an einzelne Lebensphasen. 
Die Akademie bezeichnet konkrete Massnahmen und die für deren 
Umsetzung Verantwortlichen. Im Zentrum stehen die sechs für die 
Generationenpolitik relevanten Politikbereiche: Familienpolitik, Bil-
dungspolitik, Organisation des Erwerbslebens, Fiskal- und Transfer-
politik, Sozialpolitik und Familien- und Erbrecht.
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Grundsätze

Generationenpolitik rückt das 
Humanvermögen ins Zentrum

Das Humanvermögen einer Gesellschaft 
wird massgeblich in den Beziehungen 
zwischen den Genera-
tionen in Familie und 
Gesellschaft gebildet. 
Diese sind der Nähr-
boden der Fähigkei-
ten jedes Einzelnen, 
sein Dasein kompe-
tent, eigenständig und 
zugleich in Verantwortung für die Mit-
menschen und die Gemeinschaft zu 
gestalten. Diese Einsicht ist selbstver-
ständlich. Sie geht im politischen Alltag 
jedoch oft unter. Darum ist Generatio-
nenpolitik notwendig. Sie rückt die Trag-
weite aller Generationenbeziehungen in 
allen Lebensfeldern für den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt ins richtige Licht. 
Die Generationenpolitik setzt sich daher 
konsequent für eine umfassende För-
derung des Humanvermögens und eine 
generationenübergreifende Nutzung der 
damit verbundenen Potenziale ein.

Generationenpolitik zielt auf 
eine Gesellschaft aller Lebens-
alter

Generationenpolitik setzt sich für eine 
Gesellschaft ein, die Kindern und ihren 

Familien Zeit und Raum lässt und 
niemanden wegen seines Alters oder 
Geschlechtes von Erwerbsarbeit und 
Bildung ausschliesst. Generationenpoli-
tik setzt sich für eine aktive Beteiligung 

und Teilhabe aller 
Generationen in den 
verschiedenen Lebens-
bereichen ein. Das je 
länger, je weniger halt-
bare Nacheinander von 
Ausbildung, Erwerbs- 
und Familienarbeit 

sowie privat verfügbarer Zeit soll durch 
ein Nebeneinander abgelöst werden.

Generationenpolitik orientiert 
sich konsequent an der Teil-
habegerechtigkeit

Generationenpolitik setzt sich für Rah-
menbedingungen ein, die es dem Ein-
zelnen ermöglichen, seine Fähigkeiten 
sowohl in der Familien- als auch in der 
Erwerbsarbeit einzubringen und zu ver-
wirklichen. Sie respektiert die sich aus 
der Wahlfreiheit ergebende Verschieden-
heit der Lebensformen. Reale Chancen- 
und Teilhabegerechtigkeit vorausgesetzt, 
befürwortet Generationenpolitik eine an 
den Leistungen orientierte Verteilung 
des Wohlstandes. Mit der Teilhabe- und 
Leistungsgerechtigkeit nicht vereinbar 
ist die in Wirtschaft und Gesellschaft 
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«Weil die Idee der Generationen-
politik auf fundamentale Aufgaben 

der Gestaltung des Zusammen-
lebens verweist, ist sie geeignet, 
neue Impulse für den politischen 

Konsens zu vermitteln.»
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immer noch weit verbreitete Ungleich-
behandlung aufgrund des Geschlechtes, 
des Alters und der Herkunft.

Generationenpolitik stärkt die 
Zivilgesellschaft und den poli-
tischen Konsens

Weil Generationenpolitik sich auf Auf-
gaben bezieht, die sich allen Menschen 
in allen Lebensphasen stellen, ist sie 
geeignet, sowohl programmatisch als 
auch praktisch partei-
enübergreifende Per-
spektiven und Ziele zu 
formulieren. Indem sie 
das Recht auf enga-
gierte gesellschaftliche 
Teilhabe eines jeden 
Einzelnen als grundlegend für alle Vor-
stellungen von Gerechtigkeit postuliert, 
schlägt sie Brücken zwischen Sozialpo-
litik, Kulturpolitik und Gesellschafts-
politik. Weil Generationenpolitik die 
Aufwertung und die Tragweite der 
Generationenbeziehungen in allen 
Lebensbereichen betont, sind genera-
tionenpolitische Initiativen, Programme 
und Massnahmen Tätigkeitsfelder für 
alle politischen Akteure, also für freie 
Initiativen, für die Wirtschaft, für die 
Sozialwerke und für die staatlichen 
Organe.

Positionsbezüge

Generationenpolitik ist umfas-
sende Bildungspolitik

Weil Generationenpolitik im Human-
vermögen die zentrale Ressource für 
Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft 
überhaupt sieht, fordert sie umfassende 
Investitionen in die Bildung und versteht 
diese als lebenslangen Prozess. Bildung 
ist Voraussetzung für die aktive Teilhabe 
und trägt massgeblich zur realen Chancen-
gleichheit bei. Da Bildung zukünftiges, 
steuerbares Einkommen generiert, ist es 

angezeigt, Bildungs-
ausgaben nicht zu 
besteuern. Im Auge 
zu behalten ist, dass 
sich Bildungsinves-
titionen in die frühe 
Kindheit sowie in die 

am schlechtesten qualifizierten Gruppen 
besonders auszahlen.

Generationenpolitik setzt die 
Vereinbarkeit von Familien-
und Erwerbsarbeit voraus

Die Vereinbarkeit von Familien- und 
Erwerbsarbeit ist eine wesentliche Vor-
aussetzung für eine aktive Beteiligung 
und Teilhabe aller Generationen am 
gesellschaftlichen Leben. Notwendig 
ist daher der konsequente Ausbau von 
Infrastrukturen, welche die Vereinbarkeit 

«Generationenpolitik will das 
Zusammenspiel der relevanten 
Faktoren in den verschiedenen 

gesellschaftlichen und politischen 
Sektoren aufzeigen.» 



ermöglichen: Darunter fallen die als Teil 
des Bildungssystems kostenlos anzubie-
tende familienergänzende, frühkindliche 
Bildung, koordinierte Blockzeiten sowie 
Tagesschulen und Tagesstrukturen. Hohe 
Bedeutung kommt der zeitlichen Organi-
sation der Erwerbsarbeit zu. Langfristig 
müssen die Fiskalpolitik und das soziale 
Sicherungssystem auf das sogenannte 
«Dual-Earner-Dual-Carer-Modell» aus-
gerichtet werden.

Generationenpolitik zielt auf 
eine hohe Erwerbsbeteiligung 
von Männern und Frauen aller 
Lebensalter

Die Beteiligung von Männern und Frauen 
am Erwerbsleben entspricht einem ausge-
wiesenen Wunsch, ist eine Notwendigkeit 
und stärkt die sozialen Sicherungssy-
steme. Notwendig ist eine konsequent leis-
tungsorientierte, vom Geschlecht und 
Alter unabhängige 
Salär- und Anstel-
lungspolitik. Von der 
Altersvorsorge aus-
gehende Anreize zur 
Frühpensionierung 
und Benachteiligun-
gen von älteren Arbeitnehmenden sowie 
Altersgrenzen sind zu beseitigen. Alters-
arbeit soll durch versicherungstechnisch 
korrekte, altersmässig unbegrenzte Ren-

tenaufschübe gefördert werden. Massge-
blich zur Pflege des Arbeitsvermögens 
und damit zum Verbleib im Arbeitsle-
ben tragen flexible Arbeitspensen und 
-zeiten, geregelte Auszeiten, der Erwerb 
neuer Qualifikationen und den sich wan-
delnden Fähigkeiten angepasste Tätig-
keiten bei.

Generationenpolitik fordert eine 
Aufwertung der Sorgearbeit

In dem Masse, wie sich Männer und 
Frauen an der Erwerbsarbeit beteili-
gen, darf die Sorgearbeit nicht mehr als 
selbstverständlich vorausgesetzt werden. 
Wegen reduzierten Erwerbspensen haben 
jene, die Sorgearbeit leisten, oftmals 
keinen Zugang zu den sozialen Siche-
rungssystemen. Durch tiefere Einkom-
mensschwellen bei den Pensionskassen, 
einen vollständigen Vorsorgeausgleich 
bei verheirateten wie unverheirateten 

Paaren im Falle der 
Trennung und eine 
mit den Betreuungs-
pflichten kompatible 
Regelung der Zumut-
barkeit sowie der Ver-
mittelbarkeit bei der 

Arbeitslosenversicherung liessen sich 
rasch Verbesserungen erzielen. Zu prüfen 
ist die Ausdehnung von Betreuungsgut-
schriften auf unverheiratete Lebens-

«Das historisch gewachsene Sozial-
versicherungssystem ist unüber-

sichtlich geworden. Seine Effizienz, 
Wirksamkeit und Finanzierbarkeit 

wird in Frage gestellt.»



partnerInnen und weitere nahe stehende 
Personen. Auch über eine Abgeltung 
von Betreuungsleis-
tungen nicht nur 
unter den gesetzli-
chen Erben, sondern 
auch jenen, die sie 
erbracht haben, ist 
nachzudenken.

Generationenpolitik stärkt die 
Eigeninitiative und die Selb-
ständigkeit

Eigeninitiative und Selbständigkeit kann 
sowohl in der Sorgearbeit als auch in 
der Erwerbsarbeit durch entsprechende 
Angebote gestützt und gefördert werden. 
Entlastungsdienste für pflegende Ange-
hörige sowie hauswirtschaftliche und 
pflegerische Unterstützungsangebote 
für Pflegebedürftige stärken deren Selb-
ständigkeit und Eigeninitiative. Die 
Arbeitsmarktintegration kann durch 
Teillohnsysteme, Aktivierungs-, Quali-
fizierungs- und Beratungsmassnahmen 
sowie ein konsequentes Fallmanage-
ment gefördert werden.

Generationenpolitik ist der Leis-
tungsgerechtigkeit verpflichtet

Erwerbsanstrengungen sollen sich in 
jeder Situation stets lohnen. Dies erfor-

dert Anpassungen in der Fiskal- und 
Transferpolitik sowie bei den sozialen 

Sicherungssystemen. 
Zu mehr Leistungsge-
rechtigkeit für Familien 
führen die Individual-
besteuerung und der 
Ersatz von einkommens-
abhängigen Tarifen und 

Zuwendungen durch Steuerabzüge für 
Betreuungs- und Ausbildungskosten. 
Mit dem Verzicht auf die Besteuerung 
des Existenzminimums, stufenlosen 
Bedarfsleistungssystemen, einer mode-
raten Besteuerung des selbstverdienten 
Frankens und Leistungsreduktionen bei 
fehlender Kooperation lassen sich die 
Leistungen von Sozialhilfebezügern 
besser honorieren.

Mitglieder des Netzwerks
Generationenbeziehungen

Heinz Altorfer
Dr. Erwin Koller
Prof. Dr. Kurt Lüscher
Prof. Dr. Pasqualina Perrig-Chiello
Dr. Heidi Simoni
Heidi Stutz
Prof. Dr. Eric Widmer
Dr. Markus Zürcher

«Generationenpolitk zielt auf die 
Überwindung einer den heutigen 

Lebensverhältnissen und Anforde-
rungen nicht mehr angemessene 

Dreiteilung des Lebens.» 
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